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Wer sich den Traum vom 
Eigenheim mit Garten erfül-
len möchte, braucht dazu 
ein passendes Grundstück. 
Hat man ein solches gefun-
den, so müssen vor dem 
Kauf einige wichtige Fra-
gen geklärt werden – am 
besten mit einem Anwalt.

Darf auf dem Grundstück 
überhaupt gebaut werden? 
Ist das Grundstück bereits er-
schlossen? Wie hat das Haus 
auszusehen? Dies sind nur ei-
nige Fragen, die vor dem Kauf 
eines Grundstücks unbedingt 
geklärt werden sollten. Vor 
allem aber sollte man einen 
Blick ins Grundbuch werfen, 
bevor man einen Vertrag un-
terschreibt. Bei alledem lässt 
man sich am besten von ei-
nem Rechtsanwalt beraten. 

Um auf Nummer sicher 
zu gehen, sollte man für den 
Grundstückskauf auch einen 
Treuhandvertrag abschlie-
ßen. Der Käufer hinterlegt 
dabei das Geld in Form einer 
Treuhandschaft bei einem 
Rechtsanwalt seines Vertrau-
ens. Dies bewirkt, dass der 
Verkäufer erst dann sein Geld 
bekommt, wenn der Käufer 
im Grundbuch als neuer Ei-
gentümer eingetragen ist. 

Die Tiroler Rechtsanwälte 
informieren Sie gerne über 
mögliche rechtliche Stolper-
steine, die mit dem Kauf ei-
nes Grundstücks einherge-
hen können. 

Weitere Infos finden Sie auf 
www.tirolerrak.at 

Augen auf 
beim Kauf von 
Grundstücken
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Vor dem Grundstückskauf ist eine 
gute Beratung wichtig.  Foto: Shutterstock

Die Kosten eines Bauverfahrens sollten in jedem Fall gut kalkuliert werden. Foto: shutterstock

Ein Bauverfahren 
kann teuer kommen

Bauwerber sind oft mit un-
vorhergesehenen Kosten 
konfrontiert. Meist ist nur 
bekannt, dass Planung und 
Errichtung des Bauwerkes 
teuer sind und auch der Bau-
bescheid „etwas kostet“. Das 
ist aber längst nicht alles.

RA StefAn GAmSjäGeR

Wie setzen sich die Gesamt-
kosten eines Bauverfahrens 
nun aber tatsächlich zusam-
men? Im Verwaltungsver-
fahren gilt das Prinzip der 
Selbstkostentragung. Das All-
gemeine Verwaltungsverfah-
rensgesetz regelt zunächst die 
Kosten der Beteiligten – z. B. 
Planungskosten oder Rechts-
vertretungskosten. Hier gilt, 
dass jeder ohne Rücksicht auf 
das Verfahrensergebnis seine 
Kosten selbst zu tragen hat. 
Ein Kostenersatzanspruch 
gegen andere besteht nur 
ausnahmsweise.

Die Kosten der Behörden 
sind grundsätzlich von Amts 
wegen zu tragen, wobei hier 
mehrere Ausnahmen gelten: 
Die Barauslagen der Behörde, 
wie etwa Kosten für nichtamt-
liche Sachverständige (z. B. 

hochbautechnische, raum-
ordnungstechnische, Brand-
verhütung, Wildbach- und 
Lawinenverbauung), treffen 
den Antragsteller – außer die 
Amtshandlung wurde durch 
Verschulden eines Dritten 
verursacht. 

Für Amtshandlungen au-
ßerhalb des Amtsgebäudes 
werden Kommissionsgebüh-
ren gemäß Gemeinde-Kom-
missionsgebührenverord-
nung vorgeschrieben – dies je 

nach Anzahl der an der Bau-
verhandlung teilnehmenden 
Amtsorgane und deren Dau-
er.

Zudem werden für im Pri-
vatinteresse einer Partei lie-
gende Amtshandlungen (z. B. 
Baubewilligungen) Verwal-
tungsabgaben gemäß der 
Gemeinde-Verwaltungsabga-
benverordnung eingehoben.

Weiters existieren Spezi-
alnormen, wie etwa das Ver-
kehrsaufschließungsabga-
bengesetz. Diesem zufolge 
werden der Erschließungs-
beitrag und oft auch der Geh-
steigbeitrag vorgeschrieben. 
Hier gelten als Bemessungs-
grundlage die Baumasse und 
die Fläche des Bauplatzes. 
Zudem kann noch die Aus-
gleichsabgabe für die Befrei-
ung von der Verpflichtung zur 
Schaffung von Abstellplätzen 
anfallen.

Ebenso werden nach den 
jeweiligen Tarifordnungen 
Kanalanschluss- und Wasser-
anschlusskosten verrechnet. 
Zuletzt fallen Bundesgebüh-
ren gemäß Gebührengesetz 
an, etwa für Bauansuchen, 
Beilagen oder Verhandlungs-
niederschriften.

Weitere Infos unter: www.
tiroler-rechtsanwalt.at

In einem Verwal-
tungsverfahren 
müssen die Kosten 

grundsätzlich selbst getra-
gen werden.“
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werbung

Parteistellung im Baubewil-
ligungsverfahren haben der 
Bauwerber, die Nachbarn 
und der Straßenverwalter. 
Wer als mitsprachberechtig-
ter Nachbar gilt, wird in Pa-
ragraf 26 Absatz 2 der Tiro-
ler Bauordnung (kurz „TBO“) 
verbindlich festgelegt. 

RA DAniel luDwig

Die Tiroler Bauordnung räumt 
Nachbarn nur in einzelnen, 
begrenzten Bereichen Mitspra-
cherechte ein. Diese Rechte 
werden subjektiv-öffentliche 
Nachbarrechte genannt. 

Die Einwendungsmöglich-
keiten hängen zunächst davon 
ab, ob der Nachbar unmittelbar 
bzw. in einem horizontalen Ab-
stand von fünf Metern an das 
Baugrundstück angrenzt. Nur 
diese Nachbarn können die 
Nichteinhaltung der in Para-
graf 26 Absatz 3 TBO vollstän-
dig aufgeführten Vorschriften 
geltend machen. Dazu zählen 
beispielsweise die Verletzung 
gewisser Abstandsvorschrif-
ten sowie die Nichteinhaltung 
der Gebäudehöhe oder der 
widmungsgemäßen Verwen-
dung von Grundflächen nach 
dem Flächenwidmungsplan 
(Immissionsschutz) oder von 
Vorschriften über den Brand-
schutz. Den übrigen in Paragraf 
26 Absatz 2 TBO genannten 
Nachbarn kommt ein Mitspra-
cherecht lediglich hinsichtlich 
des Immissions- und Brand-
schutzes zu.

Keine Nachbarrechte be-
stehen etwa bei Einwendun-
gen betreffend das Ortsbild, 
Abstellflächen oder allfällige 
Naturgefahren. Auch rein aus 
dem Zivilrecht entspringende 
Rechte (z.B. Beeinträchtigung 
einer Dienstbarkeit) können 
im Baubewilligungsverfah-
ren nicht geltend gemacht 
werden. Dies führt dazu, dass 
der Nachbar mit derartigen 
Einwendungen auf den Zivil-
rechtsweg verwiesen wird, so-
fern keine gütliche Einigung 
in der Bauverhandlung erzielt 
werden kann.

Nachbarn verlieren ih-
re Parteistellung, soweit sie 
nicht spätestens am Tag vor 
Beginn der Verhandlung bei 
der Behörde oder während 
der Verhandlung Einwendun-
gen erheben. Die Parteistel-
lung behält der Nachbar trotz 
Rechtzeitigkeit aber nur dann, 
wenn darüber hinaus auch 
zulässige Einwendungen gel-
tend gemacht wurden.

Nachbarn haben nur in bestimmten Bereichen Mitspracherechte, z.B. bei der 
Gebäudehöhe oder der Verletzung von Abstandsvorschriften. Foto: Shutterstock
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Baubewilligung: 
Welche Rechte 

haben Nachbarn?

www.fuith.eu
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